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Leitartikel

Nina Jecker

Dieser Leitartikel wurde mit
einem Korrekturprogramm
geschrieben, intern zweimal
gegengelesen und schliesslich
in unserem Korrektorat noch
auf Fehler überprüft. Es ist das
übliche Verfahren, damit in
unseren Texten im besten Fall
keinerlei Schreibfehler auftau-
chen. Und das, obwohl Journa-
listinnen und Journalisten in
der Regel eine gute Schulbil-
dung genossen haben, die
meisten haben Matur, viele
studiert.

Nun sollen also vielleicht auch
Basler Maturandinnen und
Maturanden an Abschlussprü-
fungen ein Korrekturprogramm
verwenden. Ein wissenschaft-
liches Gremium findet die Idee
zumindest prüfenswert. Dies,
weil die Schülerinnen und
Schüler die Prüfungen neu am
Computer ablegen müssen.
Und wer an einer Tastatur tippt,
macht tendenziell mehr Fehler,
als wenn man von Hand
schreibt.Wer klug ist, benutzt
deshalb bei sämtlichen digita-
len Texten, die andere zu sehen
bekommen, ein Korrektur-
programm –was auch flächen-
deckend getan wird.

Der Einsatz an Maturprüfun-
gen wird nun aber bereits laut
als «Bankrotterklärung» beti-
telt. Schon wieder etwas, was
die verwöhnte Jugend nicht
mehr können muss.Wo führt
das hin? Eine ganze Gesell-
schaft, die «nämlich» mit h
schreibt?

Wie bei so vielen Themen gilt
es aber auch hier, einmal tief
durchzuatmen und sich die
Sache genauer anzuschauen.

Eine Prüfung ist erstens eine
Stress- und zweitens keine
Lernsituation.Wer den neuer-
dings digital verfassten Aufsatz
mit Orthografiefehlern abgibt,
wird deshalb nicht durch die
Matur fallen.Wer selbst das
Gymnasium absolviert hat,
weiss, dass es zu diesem Zeit-
punkt um andere Kompetenzen
geht. Einen Gedanken fassen
und verfolgen. Eine Argumen-
tation aufbauen und stützen.
Analog denken. Und er oder sie
wird ganz sicher auch nichts
aus allfälligen Rechtschreibfeh-
lern während des Tests lernen.
Wie auch?

Die Prüfung wird massgeblich
aufgrund anderer Kriterien
korrigiert, die Matur ist bestan-

den oder auch nicht. Ob an
einer Stelle versehentlich
«nähmlich» getippt wurde,
erfahren die jungen Menschen
nicht einmal mehr.

Hinzu kommt, dass das Ver-
wenden eines Korrekturpro-
gramms heute einfach Stan-
dard ist.Wer es nicht tut, ist
schlicht selbst schuld.Wenn
früher einmal jemand beim
Wort «Rhythmus» aus dem
Takt geriet und ein h vergass,
hatte man noch ein gewisses
Verständnis. Hätte einem
(vielleicht) auch passieren
können. Heute fragt man sich,
wieso diese Person nicht in der
Lage ist, ein Korrekturpro-
gramm vernünftig anzuwenden
– was in Zeiten von künstlicher
Intelligenz in grossen Teilen
der Arbeitswelt einem Armuts-
zeugnis gleichkommt.

Und damit kommen wir zum
nächsten Punkt: Die top ausge-
bildeten Leute von morgen
werden in erster Linie Fähigkei-
ten aufweisen müssen, die die

KI nicht hat. Der israelische
Bestsellerautor und Historiker
Yuval Noah Harari hat prognos-
tiziert, dass aufgrund von tech-
nischen Innovationen in den
kommenden Jahren in gewissen
Berufsfeldern die Hälfte aller
Jobs gestrichen werden wird.
Selbst wenn das nur in abge-
schwächter Form eintreffen
sollte, ist es erschreckend.

Und so gern wir an alte Zeiten
zurückdenken und auf Social
Media die Nostalgie der fast
handylosen 90er abfeiern: Die
Schule von heute muss die
Fachkräfte von morgen fit-
machen für den Arbeitsmarkt.
Einen Arbeitsmarkt, der sich
gerade so rasch entwickelt wie
noch nie.

Google-CEO Sundar Pichai (52)
hat in einem Interview gesagt,
die Erfindung der KI sei grösser
als damals die Erfindung des
Internets. Für Bildungspolitike-
rinnen, Lehrer und Schullei-
tungen ist das eine unglaubli-
che Herausforderung.

Die Nutzung von Korrektur-
und anderen Hilfsprogrammen
an Schulen ist deshalb keines-
wegs unangebracht – im
Gegenteil: Sie sollte bereits vor
einer Prüfungssituation ein
Thema sein.

Das heisst selbstverständlich
nicht, dass an der Volksschule
und auch später am Gymnasi-
um die Rechtschreibung nicht
mehr gelehrt und kontrolliert
werden soll.Wir dürfen das
Wissen keinesfalls einfach an
die KI delegieren und ungebil-
det und unwissend nur noch
darauf fokussieren, diese
bedienen zu können.

Aber das ist auch überhaupt
nicht der Fall.Weder an der
Volksschule noch an weiterfüh-
renden Schulen will man
aufhören, Rechtschreibung zu
lehren, zu prüfen und zu be-
werten. Die Orthografie hat im
Lehrplan einen festen Platz,
was unabdingbar ist. Das ist
nicht die Diskussion, die hier
geführt wird.

Wer jetzt trotzdem laut «Bank-
rotterklärung» schreien möchte,
kann das tun. Man sollte dann
aber fundiert aufzeigen kön-
nen, wo genau der Schaden
liegt, wenn während einer
Maturprüfung, die vier Stunden
dauert und unter hohem Zeit-
druck erfolgt, ein Korrektur-
programm zur Verfügung steht.

In diesem Text sind übrigens
zwei Schreibfehler vom Korrek-
turprogramm angezeigt wor-
den: In der Eile habe ich «Kom-
pezenzen» sowie einmal «Ver-
ständis» getippt.Wäre das eine
Maturprüfung, hätte ich nicht
die Zeit, den Text eigenständig
noch einmal Korrektur zu
lesen. Er bliebe fehlerhaft.
Offenbar hat das Schulsystem
schon in den 90ern versagt.

Wegen einer Software verdummt kein Schüler
Weil an Basler Gymnasien bei der Abschlussprüfung ein Korrekturprogramm genutzt werden soll, sieht man die Gesellschaft in Gefahr.

Die Orthographie
hat im Lehrplan
einen festen
Platz, was
unabdingbar ist.

Die Maturprüfungen sollen in Zukunft in Basel-Stadt teilweise digital stattfinden – auch unter Einsatz von Korrekturprogrammen. Symbolfoto: Christian Beutler (Keystone)
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Larissa Rhyn
und Philipp Loser

Reden wir in der Schweiz über
Migration, redenwir über Bahn-
höfe.Als das Land zu Beginn der
1970er-Jahre über die Schwar-
zenbach-Initiative stritt, warnte
die Zeitung «Tat» vor den «Rit-
tern vom öligen Scheitel». Diese
würden sich mit Vorliebe auf
Bahnhöfen treffen, «um hinter
Schweizer Frauen herzupfeifen
und sie en passant mit mediter-
ran sensibler Hand in den Po zu
kneifen».

Mit der Schwarzenbach-Initi-
ative begann die Ausländerde-
batte in der Schweiz. Seither hat
sie nie mehr aufgehört. Und die
Bahnhöfe tauchten dabei immer
wieder auf. Er fühle sich fremd
im eigenen Land, hat SVP-Nati-
onalrat Andreas Glarner einmal
über den Bahnhof Stettbach ge-
schrieben. Und Christoph Blo-
cherwarntewährend der Flücht-
lingskrise 2015 davor, dass man
in der Schweiz bald Zuständewie
am Bahnhof in Mailand habe.

Erst kürzlich hat ein Schwei-
zer Politiker wieder vor den
Bahnhöfen gewarnt. Die lasche
Schweizer Asylpolitik sei auch
ein Sicherheitsproblem, sagte
FDP-Präsident Thierry Burkart
diese Woche der NZZ. «Ich höre
immer wieder von Frauen, dass
sie sich abends in den Zügen und
an den Bahnhöfen nicht mehr
sicher fühlen.»

Burkhart will
die Schraube anziehen
Der FDP-Präsidentwarnte im In-
terview vor ausländischem Ter-
ror, ganz konkret in der Schweiz.
«Je mehr illegale Migranten sich
in der Schweiz aufhalten, umso
grösser ist die Wahrscheinlich-
keit, dass Einzeltäter oder kleine
Gruppen zur Tat schreiten.»

Manmüsse nunbei der«schie-
ren Masse» junger Männer aus
muslimischen Ländern, die ohne
Asylgrund in die Schweiz einreis-
ten,viel härter durchgreifen.Man
müsse den Flüchtlingsbegriff an-
passen, den Familiennachzug be-
schränken und vorläufig aufge-
nommenen Asylsuchenden, de-
renGesuch abgelehntworden ist,
den Zugang zum Gesundheits-
und Sozialsystem «deutlich ein-
schränken».Mit anderenWorten:
Burkart will die Schraube anzie-
hen. Dies passiert vor dem Hin-
tergrund, dass Rechtsparteien in
Europa allerorten Wahlanteile
gewinnen: Das Rassemblement
National in Frankreich. Die Fra-
telli d’Italia in Italien. Die AfD in
Deutschland.

Der erste Test für
den neuen Kurs der FDP
Der neue Kurs der FDPwird bald
zum erstenMal auf die Probe ge-
stellt. Ab Montag tagt das Parla-
ment in Bern. Auf dem Pro-
gramm in der dritten Woche:
eine ausserordentliche Debatte
zumThemaAsyl, einberufen von
der SVP,wie zuletzt in fast jeder
Session. SVP-FraktionschefTho-
masAeschi hat das Interviewmit
Burkart ebenfalls gelesen – und
äusserte Zweifel. «Ich traue
Thierry Burkart nicht», sagte
Aeschi dem «Blick» und postete
die Traktanden der Debatte auf
Twitter. Damache die FDP sicher
nicht mit, zwei Drittel der Frak-

tion würden die Vorstösse der
SVP wie immer ablehnen, spot-
tete Aeschi.Worauf sich Burkart
entschiedenwehrte: Seine Frak-
tion unterstütze die Vorschläge
der SVP, sie habe das so in ihrer
letzten Sitzung beschlossen.

Was genauwill die FDPunter-
stützen? Unter anderem fordert
die SVP, dass Flüchtlinge, die
durch ein sicheres Transitland
in die Schweiz gelangen, nicht
mehr als Flüchtlinge gelten sol-
len. Was – weil die Schweiz von
sicheren Transitstaaten umge-
ben ist – laut dem Staatssekre-
tariat für Migration die «über-
wiegende Mehrheit» aller Asyl-
bewerber betreffen würde. Ein
klarerVerstoss gegen dasVölker-
recht und die Flüchtlingskonven-
tion, schreibt der Bundesrat in
seiner Stellungnahme. Weiter

verlangt die SVP, den Familien-
nachzug bei vorläufig Aufge-
nommenen zu verbieten. Ein
Verstoss gegen denAnspruch auf
Achtung des Familienlebens und
damit gegen ein Grundrecht,
schreibt der Bundesrat. Und die
SVP will an den Grenzen Tran-
sitzonen einrichten, in denen
sich alle Asylsuchenden aufhal-
ten müssen. Das sei wie eine In-
ternierung – und dieser unver-
hältnismässige Eingriff in die
persönliche Freiheit verstosse
gegen die Verfassung, schreibt
der Bundesrat.

Die FDP, Partei von 1848, Par-
tei der Staatsgründer, stellt sich
gegen das Völkerrecht, die Ver-
fassung und gegen ein Grund-
recht? Burkart sagt dazu: «Das
sind Richtungsentscheide.» Bei
einem Ja zu den Vorstössen sei

es am Bundesrat, konkrete Ge-
setzesänderungen vorzuschla-
gen. Und bei der Interpretation
der Flüchtlingskonvention gebe
es durchaus Spielraum.Das zeig-
ten Länder wie Schweden oder
Dänemark, die den Familien-
nachzug eingeschränkt hätten.
«Aktuell habenwirdenEindruck,
dass der Bundesrat die völker-
rechtlichen Bestimmungen zu
exzessiv auslegt.»

Kritik an Asylminister
Beat Jans
Ständerätin Petra Gössi hat kürz-
lich selber einenVorstoss imAsyl-
wesen eingereicht – sie forderte,
dass Eritreer, die nicht in ihrHei-
matland zurückgeführt werden
können, die Schweiz in Richtung
eines Drittlandes (zum Beispiel
Ruanda) verlassen sollen.

An der Fraktionssitzung, bei der
die Unterstützung der SVP-Vor-
stösse beschlossen wurde, war
sie nicht dabei. Zur geführten
Diskussion kann sie sich deshalb
nicht äussern. «Ich finde es aber
wichtig, dass gegenüber denje-
nigen Personen, die unser Sys-
tem missbrauchen, auch eine
harte Linie gefahren wird. Zu-
dem sind wir eine Volkspartei
und brauchen zu allen Themen,
die den Leuten unter demNagel
brennen, Lösungen. Liberale
Lösungen.»

Hart, aber fair. Dieses Motto
setzt sich die FDP in der Asyl
politik. Auch Ständerat Damian
Müller ist zuletzt mit Vorstössen
im Asylbereich aufgefallen. Er
sagt: «Die Bekämpfung des
Missbrauchs hat oberste Priori-
tät,wobei die Grundrechte zu be-
achten sind.» Seine Partei wolle
Lösungen finden, um zu verhin-
dern, «dass gewisse Menschen
unsere Grundrechte – an denen
die FDP festhält – missbrau-
chen».

Müller argumentiert, die Be-
völkerung in der Schweiz dulde
«immer weniger Missbräuche».
Bei den letzten nationalenWah-
len war die Migration eines der
wichtigsten Themen für den
Wahlentscheid, nachdem sie
zwischenzeitlich an Bedeutung
verloren hatte.

Und dann schiesst Müller ge-
gen Beat Jans, den SP-Bundes-
rat, der für Asyl zuständig ist.
Wie es auch die SVP seit Jans’
Amtsantritt tut.Die Leute in des-
sen Departement seien unbe-
weglich und würden den Parla-
mentswillen nicht umsetzen.
«Sie verbringen ihre Zeit damit,
jede Lösung abzulehnen, die
eine Ausschaffung von Auslän-
dern ermöglichen würde, die in
der Schweiz keinen Schutz be-
nötigen.» Dass die FDP die Vor-
stösse der SVP annehme, sei
«das Ergebnis einer grossenVer-
ärgerung über das Justizdepar-
tement und das Staatssekreta
riat für Migration».

Zwischen humanitärer
Tradition und Abschottung
Es ist nicht das erste Mal, dass
die FDPsich an die SVPannähert.
Schon die Freisinnige Elisabeth
Kopp drängte vor ihrer Zeit im
Bundesrat auf einen scharfen
Kurs bei derMigration.Und nach
den 90er-Jahren, die von ideolo-
gischemHin undHer bei der FDP
geprägtwaren (und demAufstieg
der SVP zur stärksten Partei der
Schweiz), positionierte der da-
malige Präsident Fulvio Pelli die
Partei zu Beginn der Nullerjah-
re neu und deutlich rechts der
Mitte.

Damir Skenderovic, Professor
für Zeitgeschichte an derUniver-
sität Freiburg, sagt, für die FDP
sei dasThemaMigration seit den
Schwarzenbach-Jahren ein Spa-
gat. ZwischenÖffnung – zuguns-
ten der Wirtschaft – und Skep-
sis. Zwischen humanitärer Tra-
dition und Abschottung.

«Seit den 90er-Jahren treibt
die SVPdie anderen Parteienmit
Initiativen vor sich her.» Aktu-
elles Beispiel: Die Initiative «Kei-
ne 10-Millionen-Schweiz». Ver-
schärfungen im Asylrecht paare
die SVP mit einer Verschärfung
der Rhetorik – die von anderen
bürgerlichen Parteien übernom-

men werde. An der Urne profi-
tiere dann aber vor allem «das
Original» – die SVP. «Probleme
mit derMigration zu tabuisieren,
wäre für die FDPkaum sinnvoll»,
so Skenderovic. Die Frage sei
aber, welche Rhetorik sie nutze
und welche Massnahmen sie
fordere.

«Wir unterstützen, was wir
richtig finden – egal, ob es von
der SVP oder einer anderen Par-
tei kommt», sagt Burkart. Es
gehe darum, ein Anliegen der
Bevölkerung aufzunehmen.Und:
Die FDPwerde auchwieder eige-
neVorstösse zurAsylpolitik ein-
reichen in der Herbstsession.

Ausserhalb der Partei wird die
Kursverschärfung von Burkart
kritisch gesehen. «Ich finde sei-
nenTon gegenüber Flüchtlingen
erschreckend», sagtMatteaMey-
er, Co-Präsidentin der SP. «Im
Moment liefern sich SVP und
FDP einenWettbewerb darüber,
wer die noch härterenMassnah-
men gegen Ausländer fordert.»

Mitte-Präsident Pfister ist
in einer speziellen Situation
Gerhard Pfister, Präsident der
Mitte, hält dasVorgehen des Frei-
sinns für etwas hilflos. «Kurz vor
denWahlen schnell ein paarVor-
stösse einzureichen, hat der FDP
ja auch nicht viel gebracht.» Und
ihm ist neu, dass sich der Frei-
sinn aktiv gegenVölkerrecht stel-
le. «UnserAnsatz ist ein anderer.
Wir brauchen weniger neue Ge-
setze imAsylwesen. Sondernwir
brauchen einen besserenVollzug
der geltenden Gesetze.»

Der Präsident der Mitte ist in
einer speziellen Situation. Falls
FDP und SVP grösstenteils Ja zu
härterenAsylvorschriften sagen,
dann braucht es für eine Mehr-
heit nur wenige Stimmen mehr.
Etwa aus der Mitte.

Die Forderungen der FDP ge-
hen über die drei SVP-Vorstösse
hinaus. Siewerden in einemneu-
en Papier festgehalten, das an
der nächsten Delegiertenver-
sammlung imOktober in Chiasso
verabschiedet werden soll. In
Chiasso, wo am Bahnhof jeden
TagDutzendeMigranten ankom-
men. An einem Ort, der zum
Sinnbild wurde für die Asylde-
batte in der Schweiz.Wo sich Po-
litikerinnen und Politiker – von
SP bis SVP – gerne zeigen,wenn
sie demonstrieren wollen: Wir
schauen hin. Dort wird die FDP
entscheiden, ob sie dieVerschär-
fungen unterstützt – und damit
der Asylpolitik in der Schweiz
einen neuen Grundton gibt.

Die Verschärfung
Migrationspolitik Familiennachzug einschränken, weniger Asylgesuche bewilligen: Unter Führung ihres Präsidenten Thierry Burkhart
übernehmen die Liberalen Positionen der SVP. Damit könnten die Forderungen der Rechtspartei mehrheitsfähig werden.

FDP-Präsident Thierry Burkart will einen neuen Kurs in der Migrationspolitik. Foto: Silas Zindel

«Kurz vor
denWahlen
schnell ein
paar Vorstösse
einzureichen,
hat der FDP
ja auch nicht
viel gebracht.»
Gerhard Pfister
Präsident der Mitte-Partei


